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Privatstiftungen und 
Übertragung von Gesellschaftsanteilen an eine Privatstiftung aus 
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B 
ei der Errichtung einer 

Privatstiftung stehen 

meistens Überlegun­

gen der Nachfolge-

planung und steuerrechtliche 

Gesichtspunkte im Vordergrund. 

Wie im Folgenden aufzuzeigen 

ist, sind jedoch bei der Errich­

tung einer Privatstiftung und der 

Übertragung von Gesellschafts­
anteilen an eine Privatstiftung 

auch mietrechtliche Aspekte zu 

berücksichtigen. 
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Gemäß § 1 Abs 2 Privatstif­

tungsgesetz (PSG) darf eine Pri­

vatstiftung nicht 

C> eine gewerbsmäßige Tätigkeit 

ausüben, die über eine bloße 

Nebentätigkeit hinausgeht, 

C> die Gesch äfrsfü h ru ng einer 

Handelsgesellschaft überneh­

men oder 

C> persönlich haftender Gesell­

schafter einer Personengesell­

schaft des Handelsrechts oder 

einer eingetragenen Erwerbs­

gesellschaft sein. 

Hingegen ist es einer Privat­

stiftung gestattet, sich in Form 

von Aktien oder GmbH­

Geschäftsanteilen an Kapital­

gesellschaften oder als Komman­

ditist an einer KG oder KEG zu 

beteiligen (eine Ausnahme wird 

von einem Teil der Literatur 

dann gemacht, wenn die Privat-

stiftungüber die unternehmens­

tragende Gesellschaft eine Kon­

zernleitungsfunktion ausübt ­

dies sei als eine nach § 1 Abs 2 Z 

2 PSG verbotene Übernahme der 

Geschäftsführung anzusehen 

(diese Auffassung ist aber schon 

wegen § 22 Abs 1 Z 2 PSG, der 

eben eine solche Konzernleitung 

voraussetzt, zweifelhaft). Ferner 

darf sich eine Privatstiftung auch 

als (echter oder unechter) stiller 

Gesellschafter an anderen Unter­

nehmen beteiligen. In allen die­

sen Fällen ist die Privatstiftung 

mittelbar (über eine Gesell­

schaft) Unternehmensrräger. 

Die Privatstiftung vermag oft 

besser und über einen längeren 

Zeitraum den Zusammenha lt der 

Unternehmensanteile zu gewähr­

leisten als sonstige Cestalrungen 

der Nachfolgeplanung wie etwa 

Syndikatsvertrag, Unterbereili­

gung, Rechtsgemeinschaft an 

Unternehmensanteilen (§ 80 

GmbHG, § 63 AktG), Nacherb­

schaft oder Übertragung von 

Gesellschaftsanteilen unter 

bestimmten Auflagen. 
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Ehe Unternehmensanteile an 

eine Privatstiftung übertragen 

werden, sind jedoch- abgesehen 

von Überlegungen der Nachfol­

geplanung und steuerrechtliehen 
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Aspekten- weitere Fragen zu 

prüfen: 

C> Ist nach dem jeweiligen Gesell­

schaftsvertrag die Übertragung 

von Gesellschaftsanteilen an eine 

Privatstiftung gestattet, ohne 

dass dies ein Vorkaufs- oder 

Aufgriffsrecht der Mitgesell­

schafter auslöst? 

C> Mitunter hat das Unterneh­

men, dessen Anteile an di e Pri­

vatstiftung übertragen werden 

sollen, Verträge abgeschlossen, 

die sog. Change-of-Ownership­

Kiauseln enthalten, wonach der 

jeweilige Vertragspartner bei 

einer erheblichen Änderung der 

Eigentümer- oder Gesellschafter­

verhä ltnisse berechtigt ist, den 

jewei ligen Vertrag aufzulösen 

oder abzuändern. Derartige 

Klauseln sind regelmäßig in Kre­

dit- und Vertriebsverträgen ent­

ha lten. 

C> Bei der Übertragung von 

Anteilen anliegenschaftshalten­

den Gesellschafren bestehen nach 

den einzelnen Grundverkehrs­

gesetzen diverse Anzeige- und 

Genehmigungserfordernisse. 

C> Nach§ 109 Abs 1 Z 3 

Arbeitsverfassungsgesetz ist der 

Betriebsinhaber bei einer Ände­

rung der Eigentumsverhältnisse 

an dem Betrieb verpflichtet, den 

Betriebsrat vorher darüber zu 

informieren. 

C> Bei Gesellschaften, deren 

Aktien im Amtlichen Handel 

oder Geregelren Freiverkehr der 

Wiener Börse notieren, kann die 

Übertragung von Aktien an eine 

Privatstiftung die Verpflichtung 

zur Stellung eines Pflichtange­

bots nach dem Übernahmegesetz 

auslösen (siehe jedoch die Aus­

nahmebestimmungdes § 24 Abs 

1 Z 3 Übernahmegesetz für die 

Übertragung von Aktien an eine 

Privatstifrung, deren Begünstigte 

ausschließlich die bisherigen 

Gesellschafter oder nahe Ange­

hörige der bisherigen Gesell­

schafter sind). Wenn die Anteile 

an einer ausländischen Börse 

notieren, sind die dort gelrenden 

gesetzlichen Regelungen und 

Verhaltenskodizes zu beachten . 

C> Ferner kann die Übertragung 

von Gesellschaftsanteilen an 

eine Privatstiftung ausnahms­

weise einen anmeldepflichtigen 

Zusammenschluss im Sinne des 

§ 42a Kartellgesetz darstellen, 

wenn die erwerbende Privatstif­

tung bereits bisher Anteile an 

dieser Gesellschaft gehalten hat 

oder in derselben Branche betei­

ligt gewesen ist. In jenem Fall, in 

dem sich der Stifter das Recht 

zum Widerruf der Privatstiftung 

vorbehalten hat, ist nach einer 

jüngeren Entscheidung des OLG 

Wien als Kartellgericht 

(28.9.2000, 25 Kr 286/00) das 

sog. Konzernprivileg des § 42 

Abs 3 Kartellgesetz anwendbar. 

Nach dieser Bestimmung stellen 

bloße Vermögensübertragungen 

innerhalb eines Konzerns keinen 

anmeldepflichtigen Zusammen­

schluss im Sinne des Kartell­

rechts dar. 

Neben diesen "Fallstricken" 



Mietrecht 
mietrechtlicher Sicht. 

sind bei der Übertragung von 

Gesell schaftsanteil en an eine Pri­

vatstiftung auch mi etrechtliche 

Aspekte zu berücksichtigen: 
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Ist einej uristische Person oder 

eine Personengese ll schaft des 

H andelsrechts H auptmieter 

einer Geschaftsräumlichkeit und 

ändern sich in ihr di e recht­

lichen und wirtschaftlichen Ein­

flussmöglichkeiten entschei­

dend, so ist der Vermieter nach 

§ 12a Abs 3 M iet rechtsgesetz 

(MRG) berechtigt , den bisheri­

gen H a uptmietzins a uf den 

angemessenen H auptmietzins zu 

erhöhen. Diese M öglichkeit der 

M ietzinsanhebung kann erhebli­

che Auswirkungen, bis hin zum 

Verlust der Renta bili tä t des 

Geschä ftsbetriebs, ha ben, weil 

der in sbesondere in ä lteren 

M ietverträgen verein barte M iet­

zins oft weit hinter dem ange­

messenen Mietzinsni veau 

zurückbleibt. 

W ie der Oberste Gerichtshof 

(OGH) in zwei jüngeren Ent­

scheid ungen (12 .6 .2001, 5 O b 

307/00 h, und 27.9.2001 , 5 Ob 

228/0 1 t ) entschi eden hat, stellt 

eine Übertragung der M ehrheit 

der Gesellscha ftsa nte ile an eine 

Priva tsti ftung eine entscheiden­

de Änderung der rechtlichen 

und w irtscha ftli chen Einfluss-

\ 

möglichkeiten im Sinne des 

§ 12a MRG da r. 

Unstrittig liegt bei der Ein­

bringung der Mehrheitsgese ll ­

scha ftsanteile an der Mieter­

gesell schaft eine entscheidende 

Änderung der rechtlichen Ein­

flu ssmöglichkeiten vor. Dies gilt 

auch dann, wenn nicht die Antei­

le an der Mietergesellschaft an 

die Privatstiftung übertragen 

werden, sondern die Mehrheits­

anteile an einer Gesellsch aft, die 

ihrerseits - allenfalls über weitere 

Z wischengesellschaften- an der 

Mi etergesellscha ft beteiligt ist. 

Z weifelhaft war hingegen 

bisher, ob in sä mtlichen Fä llen, 

in denen die M ehrheitsanteil e an 

ein er Mietergese ll schaft 

unmittelbar oder mittelbar an 

eine Priva tstiftung übertragen 

werden, auch eine entscheidende 

Änderung der wirtschaftlichen 

Einflussmöglichkeiten vorliegt. 

In der Literatur wurde hierzu die 

Auffassung vertreten, dass maß­

gehl ich sei, ob sich der Stifter 

das Recht zum Widerruf der Pri­

vatstiftung gemäß § 34 PSG vor­

beha lten habe. Sei dies der Fa ll , 

habe sich der Sti fte r nicht end­

gültig der Verfügungsbefugnis 

über sein Vermögen begeben, 

weil er jederzeit durch die Aus­

übung des Widerrufs rechts w ie­

der die Übertragung des Vermö­

gens der Privatsti ftung an sich 

selbst herbeiführen könne. Diese 

Auffassung wurde vom O GH 

nicht geteilt: Wie aus den Regeln 

über die Abwicklung einer Pri-

va tst iftung hervorgehe, bestehe 

kein Z weifel daran, dass eine 

solche Abwicklung nur mit Wir­

kung ex nunc (a b Verteilung des 

Vermögens), nicht jedoch mit 

Wirkung ex tune (ab dem Zeit­

punkt der Errichtung der Pri vat­

stiftung bzw. der Übertragung 

der Vermögenswerte an die Pri­

vatstiftung) erfolge. Trotz der 

M öglichkeit, die Privatstiftung 

ZL1 widerrufen, habe daher die 

rechtliche und wirtschaftliche 

Änderung, die das Anhebungs­

recht des Vermieters auslöse, 

bereits stattgefunden. 

Nach den beiden vorgenann­

ten OGH-Entscheidungen hat 

somit die Übertragung von 

Meh rhei tsgesellsch aftsan teilen 

an eine Privatstiftung zu r Folge, 

dass ein An hebungsrecht des 

Vermieters nach § 12a Abs 3 

MRG besteht. Hierin vermag 

a uch der Vorbehalt, die Privat­

stiftung zu widerufen, nichts zu 

ändern. Wurde verabsä umt, den 

Übergang der Gese llschaftsantei­

le dem Vermieter anzu zeigen, so 

ist dieser rückwirkend ab der 

Übertragung der Gesellschafts­

a tlteile an die Pri vatstiftung 
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berechtigt, den M ietzins anzu­

heben . Wird hingegen nicht die 

M ehrheit der Gesellschaftsantei­

le an die Priva tstiftung übertra­

gen und kommt es auch nicht zu 

einem späteren Zeitpunkt zum 

" Kippen" der M ehrheitsverhält­

nisse, so ist der Vermieter nicht 

zur Mietzin sanhebung berech­

tigt. Zu beachten ist, dass beide 

OGH -Entscheidungen zur Über­

tragung von Kapitalgese ll ­

schaftsanteilen an eine Pri vat­

stiftung ergangen sind . Bei der 

Übertragung von Anteilen an 

Personengesellschaften bestehen 

aus mietrechtlicher Sicht zum 

Teil Besonderheiten. Dement­

sp rechend löst etwa nach der 

Judikatur bereits der Wechsel 

des einzigen Komplementärs bei 

einer Personengesellschaft das 

Recht des Vermieters zur Miet­

zinsanhebung nach § 12a Abs 3 

M RG a us. Bei der Übertragung 

von Kommanditanteilen ist im 

Einzelfall zu prüfen, o b mit die­

sen Anteilen a uch eine gesell­

schaftsrechtliche Möglichkeit 

der Einflussnahme auf die 

Gesellschaft verbunden ist. 

Ferner setzt das An he- [> 
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»Die Übertragung von Gesellschaftsanteilen an eine Privatstiftung 
kann eine Mietzinsanhebung auslösen.« 

bungsrechr nach § 12a Abs 3 

M RG vora us, dass es sich um ein 

Mietverhältnis handelt, welches 

unter den sog. Vollanwendungs­

bereich des MRG fällt. Unter­

li egt das Mietverhältnis hingegen 

nicht oder nur teilweise dem 

MRG (z. B. Mietgegenstände, 

die in Gebä uden gelegen sind, 

welche ohne Z uhilfenahme 

öffentlicher Mittel auf G rund 

einer nach dem 30. Juni 1953 

erteilten Baubewilligung neu 

erri chtet worden sind), besteht 

kein Anhebungsrecht des Ver­

mieters nach§ 12a Abs 3 MRG. 

Ferner setzt das Anhebungs­

recht des Vermieters vora us, dass 

es sich tatsächlich um ei n M iet­

verhältnis handelt. Mitunter 

werden Verträge als Mietverträ­

ge bezeichnet, obgleich es sich in 

Wahrheit um Pachtverträge han ­

delt. Kriterien für das Vorliegen 

eines Pachtvertrages sind unter 

anderem die Betriebspflicht, ein 

umsa tzabhängiges Bestand­

entgelt, die Beistellung ein es 

Kundenstocks sowie sonstiger 

Betriebsmittel. 

Weiters kann das Anhebungs­

recht des Vermieters nach § 12a 

Abs 3 MRG bei Vorliegen ein es 

vertraglich eingeräumten Weiter­

gaberechtes ausgeschlossen sein . 
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Ist eine Pri vatstiftung Mieter 

einer Geschäftsräumlichkeit oder 

hält sie mehrheitlich die Anteile 

an einer Mietergesellschaft (oder 

an ei ner Gesellschaft, die ihrer­

seits unmittelbar oder mittelbar 

Mehrheitsanteile an der Mieter­

gesellschaft hält), so kann sich 

ebenfa lls die Frage stellen, unter 

welchen Voraussetzungen der 

Mietzins gemäß § 12a Abs 3 

MRG angehoben werden kann. 

Verkauft die Priva tst iftung die 

Mehrheit der Gesellschaftsantei­

le an einen Dritten oder über­

trägt sie diese, etwa im Rahmen 

der Auflösung der Privatstiftung, 

einem (Letzt-)Begünstigten, so 

liegt jedenfalls eine entscheiden­

de Änderung der rechtlichen und 

wirtschaftlichen Einflussmög­

lichkeiten vor. 

Zweifelhaft ist hingegen, ob 

eine Mietzinsanhebung auch 

während des aufrechten Be­

stands der Privatstiftung möglich 

ist, solange die Gesellschafts­

anteile an der Mietergesell schaft 

nicht neuerlich übertragen wer­

den. Folgt man der oben wieder­

gegebenen OGH-Judikatur, so 

ist diese Frage zu verneinen, weil 

die Pri va tstiftung ein eigentü ­

merloses Rechtssubjekt ist, das 

weder Gesellschafter noch Mit­

glieder hat, weshalb eine Ände­

rung der rechtlichen Einfluss­

möglichkeiten nicht denkba r ist 

und sich damit die Frage der 

Änderung der wirtschaftlichen 

Einflussmöglichkeiten gar nicht 

mehr stellt. Wird jedoch- entge­

gen diesem formalen Verständnis 

- geprüft, ob und a llenfalls wel­

che Personen entscheidenden 

rechtlichen Einfluss auf die Pri­

vatstiftung haben (z. B. Ände­

rungsrecht gemäß § 33 PSG, 

Widerrufsrecht gemäß § 34 PSG, 

Recht zur Bestellung und Abbe­

rufung der Mitglieder des Stif­

tungsvorstands und weiterer 

Stiftungsorgane, Z ustimmungs­

vorbehalt zu bestimmten wichti ­

gen Maßnahmen), so kann die 

Stellung der hinter der Privatstif­

tung stehenden Person en (meist 

der Stifter) jener ein es Gesell­

schafters einer Kapita lgesell­

scha ft angenähert sein, mit der 
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Folge, dass dann, wenn die vor­

gena nnten Rechte auf ein e an­

dere Person übergehen bzw. zu­

künftig von einer anderen Person 

ausgeübt werden und a uch ein 

Wechsel im Begünstigtenkreis 

erfolgt, eine entscheidende 

Änderung der rechtlichen und 

wirtschaftlichen Einflu ssmög­

lichkeiten vorliegen kann. 
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Vor der Übertragung von Gese ll ­

schaftsanteilen an eine Privat­

stiftung sind neben Überlegun­

gen der Nachfolgeplanung und 

steuerrechtliehen Aspekten a uch 

zahlreiche sonstige Aspekte zu 

berücksichtigen . 

Werden die Anteile an einer 

(Kapital-)Gesellschaft, die ihrer­

seits Hauptmieter einer Ge­

schäftsräumlichkeit ist (oder a n 

einer Gesellschaft, die ihrerseits 

unmittelbar oder mittelbar 

Mehrheitsanteile an der Mieter­

gesellschaft hält ), mehrheitlich 

an eine Privatstiftung übertra­

gen, so hat dies nach der Judika ­

tur des OGH eine entscheidende 

Änderung der rechtlichen und 

wirtschaftlichen Einflussmög­

lichkeiten und damit das Recht 

des Vermieters zur Mietzinsall­

hebung gemäß § 1 2a MRG zur 

Folge. Der Vorbehalt des Stifters, 

die Privatstiftung zu widerrufen, 

steht einer derartigen Mietzins­

anhebung nicht entgegen. Bei der 
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Übertragung von Anteilen an 

Personengesellschaften bestehen 

aus mietrechtlicher Sicht zum 

Teil Besonderheiten. 

Ist eine Privatstiftu ng Mieter 

einer Geschäftsräumlichkeit oder 

hält sie mehrheitlich die Anteil e 

an einer M ietergese ll schaft, so 

kann sich ebenfalls die Frage 

nach der Z uläss igkeit einer Miet­

zinsanhebung gemäß § 12a Abs 

3 MRG stellen. Verkauft die 

Pri va tstiftung die Mehrheit der 

Anteile an der Mietergesellschaft 

(oder an einer Zwischengesell­

schaft, die ihrerseits Mehrheits­

anteile an der Mietergesellschaft 

hält ) an ein en Dritten oder über­

trägt sie di ese, etwa im Rahmen 

der Auflösung der Privatstiftung, 

ei nem (Letzt-)Begünstigten, so 

liegt jedenfalls eine entscheiden­

de Änderung der rechtlichen und 

wirtschaftlichen Einflussmög­

lichkeiten vor. Treten hingegen 

nur eine Änderung der hinter der 

Privatstiftung stehenden Perso­

nen (insbesondere jener Perso­

nen, die zur Änderung und zu m 

Widerruf der Pri va tst iftung und 

zur Bestellung und zur Abberu­

fung der Mitglieder des Stif­

tungsvorstands berechtigt sind ) 

sowie eine Änderung im Begüns­

tigtenkreis ein, so ist unter 

Zugrundelegung der bi sher igen 

OGH-judikatur ein "Macht­

wechsel" im Sinne des § 12a Abs 

3 MRG zu verneinen. <l 

P E R S 0 N 

Dr. Robert .Briem 
wurde 1965 geboren. Er war von 1987 bis 1989 

Universitätsassistent am Institut für Finanzrecht 

der Universität Wien bei Univ. -Prof. Dr. Gerold Stoll. 

Im Jahr 1989 promovierte der Autor zum Dr. iur. 

Seit 1992 ist e r als Rechtsanwalt vo rwiegend auf 

dem Gebiet des Gesellschafts-, Stiftungs- und 

Gründungsrechts tätig. 


